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§ 8 TzBfG

(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden hat, kann verlangen, dass seine vertraglich 
vereinbarte Arbeitszeit verringert wird.
(2) Der Arbeitnehmer muss die Verringerung seiner Arbeitszeit und den Umfang der Verringerung spätestens drei Monate vor deren 
Beginn in Textform geltend machen. Er soll dabei die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit angeben.
(3) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer die gewünschte Verringerung der Arbeitszeit mit dem Ziel zu erörtern, zu einer 
Vereinbarung zu gelangen. Er hat mit dem Arbeitnehmer Einvernehmen über die von ihm festzulegende Verteilung der Arbeitszeit zu 
erzielen.
(4) Der Arbeitgeber hat der Verringerung der Arbeitszeit zuzustimmen und ihre Verteilung entsprechend den Wünschen des 
Arbeitnehmers festzulegen, soweit betriebliche Gründe nicht entgegenstehen. Ein betrieblicher Grund liegt insbesondere vor, wenn
die Verringerung der Arbeitszeit die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im Betrieb wesentlich beeinträchtigt oder 
unverhältnismäßige Kosten verursacht. Die Ablehnungsgründe können durch Tarifvertrag festgelegt werden. Im Geltungsbereich 
eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen 
über die Ablehnungsgründe vereinbaren.
(5) Die Entscheidung über die Verringerung der Arbeitszeit und ihre Verteilung hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer spätestens 
einen Monat vor dem gewünschten Beginn der Verringerung schriftlich mitzuteilen. Haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht 
nach Absatz 3 Satz 1 über die Verringerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der Arbeitgeber die Arbeitszeitverringerung nicht
spätestens einen Monat vor deren gewünschtem Beginn schriftlich abgelehnt, verringert sich die Arbeitszeit in dem vom 
Arbeitnehmer gewünschten Umfang. Haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Verteilung der Arbeitszeit kein Einvernehmen 
nach Absatz 3 Satz 2 erzielt und hat der Arbeitgeber nicht spätestens einen Monat vor dem gewünschten Beginn der 
Arbeitszeitverringerung die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit schriftlich abgelehnt, gilt die Verteilung der Arbeitszeit 
entsprechend den Wünschen des Arbeitnehmers als festgelegt. Der Arbeitgeber kann die nach Satz 3 oder Absatz 3 Satz 2 festgelegte 
Verteilung der Arbeitszeit wieder ändern, wenn das betriebliche Interesse daran das Interesse des Arbeitnehmers an der 
Beibehaltung erheblich überwiegt und der Arbeitgeber die Änderung spätestens einen Monat vorher angekündigt hat.
(6) Der Arbeitnehmer kann eine erneute Verringerung der Arbeitszeit frühestens nach Ablauf von zwei Jahren verlangen, nachdem
der Arbeitgeber einer Verringerung zugestimmt oder sie berechtigt abgelehnt hat.
(7) Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gilt die Voraussetzung, dass der Arbeitgeber, unabhängig von der Anzahl der 
Personen in Berufsbildung, in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer beschäftigt.
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§ 8 TzBfG

(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate 
bestanden hat, kann verlangen, dass seine vertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit verringert wird.
(7) Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gilt die 

Voraussetzung, dass der Arbeitgeber, unabhängig von der Anzahl der 
Personen in Berufsbildung, in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer 
beschäftigt.

Christoph Tillmanns 6



21.05.2019

Arnold /Tillmanns Teilzeitrecht 2019 4

Voraussetzungen für den Verringerungsanspruch § 8

Persönlicher Geltungsbereich
• § 8 TzBfG gilt auch für Teilzeitbeschäftigte.

• BAG Urteil vom 13.11.2012 - 9 AZR 259/11
• Auch leitende Angestellte
• Gilt nicht für AN in Berufsausbildung
• Gilt auch für AN in Teilzeit nach BEEG (BAG 8. 5. 2007 - 9 AZR 1112/06)

• Unterscheide: Antrag während der Elternteilzeit zu Zeitpunkt nach Ende EZ +
• Antrag zur Reduzierung der AZ während der EZ +
• Antrag zur Reduzierung der Arbeitszeit aus Elternteilzeit-

Wartezeit 6 Monate – wie § 1 KSchG – Anrechnung Ausbildungsverhältnis: Streitig
• Geltendmachung vor Ablauf Wartefrist? Fristeinhaltung materielle 

Wirksamkeitsvoraussetzung; keine Auslegung möglich

Christoph Tillmanns 7

Voraussetzungen für den Verringerungsanspruch § 8

Mindestbeschäftigtenzahl § 8 Abs. 7 TzBfG
• Arbeitgeberbezug – nicht Betrieb

• Regelmäßig mehr als 15 Beschäftigte  - Kopfprinzip, keine Privilegierung von Teilzeitbeschäftigung
• Anders § 9a Brückenteilzeit mehr als 45 AN

• Ohne AN in Berufsbildung (§ 26 BBiG)

• Auch AN, deren Arbeitsverhältnis befristet ist (beachte aber § 21 VII BEEG)

• Maßgeblicher Zeitpunkt: beantragte Arbeitszeitreduzierung (MüKoBGB/Müller-Glöge Rn. 7).

Christoph Tillmanns 8
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Inhalt des Anspruchs nach § 8 TzBfG

Verringerung der vertraglich geschuldeten Arbeitszeit

• Vertraglich geschuldete Arbeitszeit = vereinbarte Arbeitszeit, nicht Ableistung von Überstunden; 
bleibt auch nach Verringerung zulässig (G/A/Vossen, § 8 TzBfG, Rn 23)

• Abgabe einer Willenserklärungen des Arbeitgebers. 
• gelten mit Rechtskraft der stattgebenden Entscheidung nach § 894 ZPO als abgegeben. § 62 

Abs. 1 Satz 1 ArbGG ist nicht anzuwenden.
• BAG 19.08.2003 - 9 AZR 542/02

Christoph Tillmanns 9

Die Wochenarbeitszeit beträgt 40 Stunden. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, pro Woche bis zum 5 Überstunden 
zu leisten, die mit dem Gehalt von 4000 € abgegolten sind.
Antrag 1: Verringerung der Arbeitszeit auf 40 Stunden? – Vergütung?
Antrag 2: Verringerung der Arbeitszeit auf 30 Stunden – Vergütung ?

Inhalt des Anspruchs nach § 8 TzBfG
Verringerung der vertraglich geschuldeten Arbeitszeit

• Keine Mindestverringerung – aber Rechtsmissbrauch?
• § 8 I und IV 1 TzBfG enthalten keine Vorgaben hinsichtlich des Umfangs der 

Vertragsänderung. Insbesondere nennt die Vorschrift kein Mindestmaß der Verringerung der 
Arbeitszeit – Hier Verringerung um 3,21, %

• Ein Arbeitnehmer, der nur eine verhältnismäßig geringfügige Verringerung seiner Arbeitszeit 
und eine bestimmte Verteilung der reduzierten Arbeitszeit verlangt, handelt nicht per se 
rechtsmissbräuchlich. 

• Besondere Umstände des Einzelfalls, die darauf schließen lassen, der Arbeitnehmer wolle die 
ihm gem. § 8 TzBfG zustehenden Rechte zweckwidrig dazu nutzen, unter Inkaufnahme einer 
unwesentlichen Verringerung der Arbeitszeit und der Arbeitsvergütung eine blockweise 
Freistellung durchzusetzen, können allerdings die Annahme eines Rechtsmissbrauchs
rechtfertigen.

• BAG, 11. 6. 2013 – 9 AZR 786/11

Christoph Tillmanns 10
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Inhalt des Anspruchs nach § 8 TzBfG

Verringerung der vertraglich geschuldeten Arbeitszeit
Anspruch auf unbefristete Verringerung > jetzt aber § 9a Brückenteilzeit; 
Ausnahme § 7c Abs. 1 Nr. 1c SGB IV Verwendung von Langzeitwertgutgaben
• Verlangt AN stattdessen Zustimmung zu befristeter Verringerung der Arbeitszeit, 

kann AG frei entscheiden, ob er diesen Antrag auf Änderung des Arbeitsvertrages 
annimmt oder ablehnt

• Ausnahme: Voraussetzungen der Brückenteilzeit gegeben

Christoph Tillmanns 11

§ 8 Abs. 2 TzBfG – Verteilung der verringerten AZ

(2) Der Arbeitnehmer muss die Verringerung seiner Arbeitszeit und den Umfang 
der Verringerung spätestens drei Monate vor deren Beginn in Textform geltend 
machen. 
Er soll dabei die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit angeben.

Christoph Tillmanns 12
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Inhalt des Anspruchs nach § 8 TzBfG - neue Verteilung

• Ohne Verringerung keine geänderte Verteilung

• der Anspruch auf die Festlegung der Lage der AZ bezieht sich nur auf die Verteilung der AZ, um welche 
die bisherige AZ verringert wird (LAG HE 23.4.2012; ErfK/Preis, TzBfG § 8 Rn. 6a)

• Antrag auf Verringerung und Festlegung der Lage der Arbeitszeit kann regelmäßig nur einheitlich 
entschieden werden.

• Ist im Arbeitsvertrag ein bestimmtes Arbeitszeitmodell vereinbart, muss der in § 8 II TzBfG zugelassene 
Verteilungswunsch nicht die Beschränkungen dieses Modells einhalten.

• Verblocke Freistellung zulässig (BAG, Urteil vom 24. 6. 2008 - 9 AZR 313/07; a.A. LAG Köln 23.11.2009 - 5 
Sa 601/09)

Christoph Tillmanns 13

Vollzeit, 40 Std., Mo bis Fr.
Antrag: Verringerung um 1/5; Lage Mo bis Do zulässig?
Teilzeit, 20 Std. 14-18 h
Antrag: Verringerung 1 Std; Verteilung am Mo bis Fr, 8.00 -11.48 h zulässig?
Vollzeit; Antrag Verringerung um 3,21 %; Freie Zeit geblockt vom 22.12. bis 6.1. 

Verteilung der verringerten Arbeitszeit

• AN kann die Frage der Verteilung der Arbeitszeit bis zur Einigung über die 
Verringerung zurückzustellen und danach gesondert zu verfolgen. 

• Voraussetzung ist, dass unmittelbarer Zusammenhang dieser Klage mit einem 
vorausgegangenen Verlangen auf Verringerung der Arbeitszeit nach § 8 TzBfG
besteht.

• BAG, Urteil vom 16. 12. 2008 - 9 AZR 893/07

Christoph Tillmanns 14
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Geltendmachung des Anspruchs § 8 Abs. 2 

Inhalt der Geltendmachung – Verteilung der Arbeitszeit
• Macht der Arbeitnehmer eine Verringerung seiner regelmäßigen Arbeitszeit 

geltend, ohne eine bestimmte Verteilung der reduzierten Arbeitszeit zu 
beantragen, überlässt er die Verteilung der Arbeitszeit dem Arbeitgeber, der sie 
in Ausübung seines Direktionsrechts gem. § 106 S. 1 GewO nach billigem 
Ermessen festlegen soll. 

• BAG, Urteil vom 8. 5. 2007 - 9 AZR 1112/06

• Der Arbeitnehmer, der die Verringerung seiner vertraglich vereinbarten 
Arbeitszeit nach Maßgabe des § 8 TzBfG verlangt, muss einen Antrag auf 
Verteilung der verbleibenden Arbeitszeit spätestens in die Erörterung mit dem 
Arbeitgeber einbringen.

• BAG, Urteil vom 23. 11. 2004 - 9 AZR 644/03

Christoph Tillmanns 15

Verfahren - Überblick

• form- und fristgerecht; hinreichend bestimmt
Geltendmachung 

durch den AN

• AG muss alle Ablehnungsgründe vortragen – sonst im Rechtsstreit 
ausgeschlossenEinigungsversuch

• Form - und Fristerfordernisse
• Akzeptiert: Sperre für zwei Jahre
• Klage vor dem Arbeitsgericht – Zustimmung zur Arbeitszeitverringerung

Ablehnung

• Arbeitszeit erst nach Rechtskraft des Urteils verringertKlage
Christoph Tillmanns
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Geltendmachung des Anspruchs § 8 Abs. 2 – Form und Frist 

• Form: Seit 1.1.2019 Textform erforderlich (vorher formfrei)
• Frist: 3 Monate vor dem verlangten Beginn; Mindestfrist
• § 8 Abs. 2 S. 1: Zwischen dem Zugang der Erklärung beim Arbeitgeber (§ 130 BGB) 

und dem Beginn der Arbeitszeitverkürzung müssen volle drei Monate liegen. 
• BAG, Urteil vom 14. 10. 2003 - 9 AZR 636/02

• gegenüber Arbeitgeber oder dessen Vertreter (Empfangsbote) zu stellen 
• Ggf. Einstellungsbefugter Vertreter

Christoph Tillmanns 17

Geltendmachung des Anspruchs § 8 Abs. 2 - Frist 

• Die Fristeinhaltung ist materielle Wirksamkeitsvoraussetzung 
• Ein zu kurzfristig gestelltes Teilzeitverlangen ist der Auslegung zugänglich. Es kann 

so ausgelegt werden, dass es sich hilfsweise auf den Zeitpunkt richtet, zu dem der 
Arbeitnehmer die Verringerung frühestmöglich verlangen kann. 

• Es kann aber auch dann nicht die in § 8 V 2 und 3 TzBfG geregelten 
Zustimmungsfiktionen auslösen, wenn der Arbeitgeber sich sachlich auf es einlässt. 

• BAG, Urteil vom 20. 7. 2004 - 9 AZR 626/03 

Christoph Tillmanns 18
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Geltendmachung des Anspruchs § 8 Abs. 2 - Inhalt

Inhalt der Geltendmachung – Reduzierung Arbeitszeit
• Angebot auf Abschluss eines Änderungsvertrags i.S. von § 145 BGB.

• Inhalt muss so bestimmt sein, dass es mit einem einfachen „Ja” angenommen werden 
kann. 

• Dem Bestimmtheitsgebot ist auch genügt, wenn der Antragende dem 
Antragsempfänger die konkrete Festlegung eines einzelnen Vertragspunkts 
überlässt. 

• Ein Verringerungsverlangen des Arbeitnehmers, das den Umfang der Reduzierung der 
Arbeitszeit offen lässt, 

• ohne dem Arbeitgeber das Recht zur Festlegung des Umfangs der verringerten 
wöchentlichen Arbeitszeit nach billigem Ermessen einzuräumen,

• ist nicht hinreichend bestimmt. Es löst weder die Fiktionswirkungen des § 8 V 2 und 3 
TzBfG noch die zweijährige Sperrfrist des § 8 VI TzBfG aus.

• BAG, Urteil vom 16. 10. 2007 - 9 AZR 239/07

Christoph Tillmanns 19

Entscheidungsprozess § 8 Abs. 3 – Folge von Verstößen 
gegen Verhandlungsobliegenheit

• Verhandlungsobliegenheit: „soll“ - Keine selbständige einklagbare Verhandlungspflicht, allenfalls 
(beiderseitige) Obliegenheit

• Lehnt AG den Antrag des AN ab, ohne verhandelt zu haben, führt dieser Verstoß gegen die 
Verhandlungsobliegenheit nicht zur Unwirksamkeit der Ablehnung 

• (BAG 18.2.2003 - 9 AZR 356/02) 

• aber: Verhandelt der AG nicht, kann er dem AN im Rechtsstreit keine Einwendungen 
entgegenhalten, die ansonsten hätten ausgeräumt werden können 

• (BAG 18.2.2003 - 9 AZR 356/02). 

Christoph Tillmanns 20
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§ 8 Abs. 5 Ablehnung der Teilzeit – Form und Frist

(5) … Haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht über die 
Verringerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der Arbeitgeber die 
Arbeitszeitverringerung nicht spätestens einen Monat vor deren 
gewünschtem Beginn schriftlich abgelehnt, verringert sich die 
Arbeitszeit in dem vom Arbeitnehmer gewünschten Umfang. 
Haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Verteilung der 
Arbeitszeit kein Einvernehmen nach Absatz 3 Satz 2 erzielt und hat der 
Arbeitgeber nicht spätestens einen Monat vor dem gewünschten 
Beginn der Arbeitszeitverringerung die gewünschte Verteilung der 
Arbeitszeit schriftlich abgelehnt, gilt die Verteilung der Arbeitszeit 
entsprechend den Wünschen des Arbeitnehmers als festgelegt. 

Christoph Tillmanns 21

Fehlgeschlagene Einigung – gesetzliche Fiktion § 8 Abs. 5

Obliegenheit des Arbeitgebers zur  fristgerechten und 
formgerechten Ablehnung 
• empfangsbedürftige Willenserklärung 

• Ob Ablehnung durch Auslegung zu ermitteln.

• Schriftlich: Die Ablehnung des Verringerungsverlangens durch den Arbeitgeber hat unter 
Einhaltung der Schriftform des § 126 Abs. 1 BGB zu erfolgen. 

• BAG Urteil vom 27.6.2017 – 9 AZR 368/16

Christoph Tillmanns 22
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Fehlgeschlagene Einigung – gesetzliche Fiktion § 8 Abs. 5

Obliegenheit des Arbeitgebers zur  fristgerechten und formgerechten Ablehnung -
Schriftform

• Lehnt der Arbeitgeber den auf § 8 TzBfG gestützten Antrag des Arbeitnehmers nicht 
binnen eines Monats vor dem gewünschten Beginn der Teilzeittätigkeit schriftlich ab, 
verringert sich die Arbeitszeit in dem vom Arbeitnehmer gewünschten Umfang (§ 8 V 2 
TzBfG) und die von ihm begehrte Verteilung der reduzierten Arbeitszeit gilt als festgelegt 
(§ 8 V 3 TzBfG). Das Gesetz fingiert auf diese Weise eine Vertragsänderung. Der 
Arbeitgeber muss sich so behandeln lassen, als hätte er der angetragenen 
Vertragsänderung zugestimmt.

• Fristberechnung: Beginn 1.9. – Zugang der formgerechten Ablehnung bis 31.7.
• Berechtigung zur Erklärung der Ablehnung: Einstellungsbefugnis, ggf. 

Vollmacht

Christoph Tillmanns 23

Änderung der Lage der verringerten Arbeitszeit

• § 8 Abs. 5 S 3 TzBfG
• Der Arbeitgeber kann die (einvernehmlich oder durch unterbliebene 

wirksame Ablehnung) festgelegte Verteilung der Arbeitszeit wieder 
ändern, wenn das betriebliche Interesse daran das Interesse des 
Arbeitnehmers an der Beibehaltung erheblich überwiegt und der 
Arbeitgeber die Änderung spätestens einen Monat vorher 
angekündigt hat.

Christoph Tillmanns 24
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Spätere Änderung der Lage der Arbeitszeit nach § 8 Abs.5 Satz 4

Änderung der Lage 
der Arbeitszeit durch 

…

Änderung innerhalb 
des § 8

Anwendung von § 8 
Abs. 5 Satz 4

Durch Einigung nach 
§ 8 Abs. 3

Durch Fiktion nach §
8 Abs. 5

Durch gerichtliche 
Entscheidung (str)

Vertragliche 
Vereinbarung 

außerhalb des § 8 

Änderungskündigung 
oder 

-vereinbarung

BAG, Urt. v. 10.12.2014 
- 10 AZR 63/14; 
17.07.2007 - 9 AZR 
819/06

Christoph Tillmanns 25

Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 

(4) Der Arbeitgeber hat der Verringerung der Arbeitszeit zuzustimmen und ihre 
Verteilung entsprechend den Wünschen des Arbeitnehmers festzulegen, soweit 
betriebliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Ein betrieblicher Grund liegt insbesondere vor, wenn die Verringerung der 
Arbeitszeit 
• die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im Betrieb wesentlich 

beeinträchtigt 
• oder unverhältnismäßige Kosten verursacht.
• gilt für die Verteilung der Arbeitszeit entsprechend

Christoph Tillmanns 26
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 

„Messlatte“?
• betriebliche Gründe – nicht dringende 
• Gründe, die betriebliche Belange wesentlich beeinträchtigen.

• BAG, Urteil vom 18. 2. 2003 - 9 AZR 164/02 
• rational nachvollziehbare, hinreichend gewichtige Gründe 

• BAG, Urt. v. 20.1.2015 – 9 AZR 735/13
• Bezugspunkt: Betrieb als organisatorische Einheit Bezug, nicht einzelner Arbeitsplatz, 

den AG dem AN zugewiesen hat.
• BAG, Urt. v. 13. 11. 2012 – 9 AZR 259/11

• Gründe des AN für seinen Teilzeitwunsch unerheblich
• § 8 IV 2 TzBfG stellt allein auf die betriebliche Situation, nicht auf die Lebenssituation des 

Arbeitnehmers ab
• Maßgeblicher Beurteilungszeitpunkt: Zeitpunkt der Ablehnung des Arbeitszeitwunschs

• BAG 21. 6. 2005, NZA 2006, 316 [zu IV 4a]).

Christoph Tillmanns 27

Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 

Ob einem mit dem Verlangen nach Verringerung der Arbeitszeit verbundenen Wunsch auf Festlegung der Lage 
der Arbeitszeit genügend gewichtige betriebliche Gründe entgegenstehen, ist in drei Stufen zu prüfen.
BAG, Urteil vom 18. 2. 2003 - 9 AZR 164/02 

a)Zunächst ist das vom AG 
aufgestellte und durchgeführte 
Organisationskonzept
festzustellen, das der vom AG als 
betrieblich erforderlich 
angesehenen Arbeitszeitregelung 
zu Grunde liegt

b) Überprüfung, ob die vom 
Organisationskonzept bedingte 
Arbeitszeitregelung tatsächlich 
der gewünschten Änderung der 
Arbeitszeit entgegensteht

c) Interessenabwägung: ist  das 
Gewicht der entgegenstehenden 
betrieblichen Gründe so erheblich 
ist, dass die Erfüllung des 
Arbeitszeitwunsches des 
Arbeitnehmers zu einer 
wesentlichen Beeinträchtigung

- der Arbeitsorganisation, 

- des Arbeitsablaufs, 

- der Sicherung des Betriebs oder 

- zu einer unverhältnismäßigen 
wirtschaftlichen Belastung des 
Betriebs führen würde.

1. Stufe

2. Stufe

3. Stufe

Christoph Tillmanns 28
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 

Stufe 1: Organisationskonzept
• Konzept, mit dem die unternehmerische Aufgabenstellung im Betrieb verwirklicht werden soll.
• die zu Grunde liegende unternehmerische Aufgabenstellung und die daraus abgeleiteten organisatorischen 

Entscheidungen sind hinzunehmen, soweit sie nicht willkürlich sind.
• Darlegungslast dafür, dass das Organisationskonzept die Arbeitszeitregelung bedingt, liegt beim Arbeitgeber; 

gerichtlich voll überprüfbar
• nicht ausreichend: unternehmerische Vorstellung vom „richtigen Arbeitszeitumfang, „bestmögliche Gestaltung 

der Arbeitsabläufe“ (BAG, Urteil vom 18. 5. 2004 - 9 AZR 319/03 )

2. Stufe: Vereinbarkeit mit Arbeitszeitverlangen
• Stehen die Arbeitszeitregelung dem Arbeitszeitverlangen des AN tatsächlich entgegen?
• Kann durch eine dem AG zumutbare Änderung von betrieblichen Abläufen oder des Personaleinsatzes der 

betrieblich als erforderlich angesehene Arbeitszeitbedarf unter Wahrung des Organisationskonzepts mit dem 
Arbeitszeitwunsch des AN zur Deckung gebracht werden?

3. Stufe: Abwägung bei Unvereinbarkeit
• Gewicht der entgegenstehenden betrieblichen Gründe: Werden durch die vom AN gewünschte Abweichung die in 

§ 8 IV 2 TzBfG genannten besonderen betrieblichen Belange oder das betriebliche Organisationskonzept und die 
ihm zu Grunde liegende unternehmerische Aufgabenstellung wesentlich beeinträchtigt?

Christoph Tillmanns 29

Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele 
„one face to the customer“
• Tragend hat das LAG damit zu Gunsten der Bekl. unterstellt, dass das Prinzip „one face to the customer” ein betriebliches 

Organisationskonzept ist, das Konzept auch Kassenkräfte erfasst, durchgeführt wird und dem Arbeitszeitverlangen der Kl. 
tatsächlich entgegensteht. 

• Diese Erwägung lässt die unternehmerische Entscheidung der Bekl. auf der ersten Prüfungsebene unangetastet. 

• Das LAG hat zu Gunsten der Bekl. gewürdigt, dass das Prinzip „one face to the customer” bei einem Bankunternehmen im 
ländlichen Bereich einen gewissen Wettbewerbsvorteil mit sich bringt. 

• Das nötige Gewicht eines betrieblichen Grundes i.S. von § 8 IV 1 und 2 TzBfG hat das BerGer. demgegenüber mit dem Argument 
verneint, Abweichungen von dem aus Wettbewerbsgründen angewandten Prinzip seien an Kassenarbeitsplätzen in größerem 
Umfang zumutbar als in der Kundenberatung. Es sei deshalb nicht ersichtlich, dass Abweichungen von dem Prinzip „one face to the
customer” im Kassenbereich den Geschäftserfolg der Bekl. erheblich beeinträchtigen könnten.

• BAG, Urteil vom 16. 10. 2007 - 9 AZR 239/07

• Es kann einen entgegenstehenden betrieblichen Grund darstellen, der zur Ablehnung eines Teilzeitarbeitsverlangens nach § 8 IV 1 
TzBfG berechtigt, wenn der Arbeitgeber möglichst jeden Kunden nur von einem Verkäufer bedienen lassen möchte. Ein solcher 
Grund liegt jedoch nicht vor, wenn sich die Öffnungszeiten eines Verkaufsgeschäftes von der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit
einer Vollzeitkraft - hier 62 Stunden zu 37,5Stunden - deutlich unterscheiden.

• BAG, Urteil vom 30. 9. 2003 - 9 AZR 665/02 
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele
pädagogisches Konzept 

• Ein pädagogisches Konzept kann als dringender betrieblicher Grund die Ablehnung des 
Verringerungsantrags rechtfertigen.

• BAG, Urteil vom 18.03.2003 - 9 AZR 126/02 

• Ein heilpädagogisches Konzept, das im Interesse der behinderten Kinder eine kontinuierliche 
Betreuung vorsieht, kann einen Ablehnungsgrund darstellen. Das gilt insbesondere für den Fall, 
dass die als Leiterin einer Kindergartengruppe beschäftigte Arbeitnehmerin die ihr anvertraute 
Gruppe regelmäßig vorzeitig, also noch vor der Heimfahrt der Kinder, verlassen will.

• Es spricht nicht gegen die ernsthafte Durchführung eines pädagogischen Konzepts, wenn der 
Arbeitgeber im Einzelfall vorübergehend abweicht.

• BAG, Urteil vom 19.08.2003 - 9 AZR 542/02 
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele 
Unteilbarkeit des Arbeitsplatzes

Die Kl. hat die Auffassung vertreten, ihre Arbeitszeit als Art Directorin könne ohne betriebliche 
Beeinträchtigung auf 20 Stunden in der Woche verringert werden. Ihre Tätigkeit sei teilbar. Dies zeige 
bereits die Handhabung während ihrer Elternzeit.

• fehlende Teilbarkeit eines Vollzeitarbeitsplatzes kann entgegenstehender betrieblicher Grund sein

• Die Bekl. hat vielmehr die Entscheidung getroffen, zur Wahrung der Einheitlichkeit des 
Marktauftritts die kreative Tätigkeit der „Art Directorin” durch nur eine für alle Verlage zuständige 
Vollzeitmitarbeiterin ausführen zu lassen.

• Verlangt die unternehmerische Aufgabenstellung einen einheitlichen künstlerischen Marktauftritt von 
Verlagsprodukten und kann dieser nach dem Organisationskonzept des Arbeitgebers nur durch einen 
Vollzeitarbeitnehmer verwirklicht werden, steht das einer Teilung des Arbeitsplatzes entgegen.

• Ist der Arbeitsplatz wegen einer zweijährigen Abwesenheit des Arbeitnehmers (hier Elternzeit) 
geteilt worden, hat der Arbeitgeber darzulegen, auf Grund welcher Tatsachen sein 
Organisationskonzept während dieser Zeit beeinträchtigt wurde.

• BAG, Urteil vom 13. 10. 2009 - 9 AZR 910/08 
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele 
Einstellung einer Ersatzkraft
Dem Teilzeitanspruch stehen dann keine betrieblichen Gründe nach § 8 IV TzBfG entgegen, wenn es dem Arbeitgeber 
möglich und zumutbar ist, für die ausfallende Arbeitszeit eine Ersatzkraft einzustellen. 

Dabei darf der Arbeitgeber keine zu hohe fachliche Anforderung an die erforderlichen Qualifikationen der Ersatzkraft 
stellen. (BAG, Urteil vom 14. 10. 2003 - 9 AZR 636/02)

Nachfrage bei Agentur für Arbeit; Zeitungsanzeige nicht erforderlich (ErfK/Preis, TzBfG § 8 Rn. 36); nicht ausreichend 
bisherige Schwierigkeiten

Ablehnung einer an sich geeigneten Ersatzkraft muss begründet werden; Beurteilungsspielraum des AG

Innerbetriebliche Stellenausschreibung; ggf. Aufstockung anbieten

Darlegungs- und Beweislast beim AG

Nicht erforderlich:
• Ausgleich der verringerten Arbeitszeit Einstellung einer Vollzeitkraft bei gleichzeitigem Abbau von Überstunden anderer Arbeitnehmer
• Arbeitszeitausfall durch dauernde Überstunden anderer Arbeitnehmer auszugleichen.
• Inanspruchnahme von Leiharbeit kann der Arbeitnehmer den Arbeitgeber nur, wenn der Arbeitgeber nicht ohnehin auf Leiharbeit als übliche 

Maßnahme zurückgreift.
• BAG, Urteil vom 9. 12. 2003 - 9 AZR 16/03 
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele
Störung des Arbeitszeitsystems

• Der Arbeitgeber kann nach § 8 IV TzBfG die Zustimmung zu einem 
Verringerungsverlangen verweigern, wenn betriebliche Gründe entgegenstehen. Ein 
solches Verweigerungsrecht besteht, wenn die gewünschte Arbeitszeitreduzierung eine 
erhebliche Störung des im Betrieb praktizierten Arbeitszeitsystems bewirkt, weil der 
Arbeitgeber entweder den Arbeitnehmer, der den Teilzeitwunsch äußert, oder andere 
mittelbar betroffene Arbeitnehmer nicht mit der gesamten Arbeitszeit einsetzen kann. 
Diese Störung ist schon deshalb erheblich, weil der Arbeitgeber seiner 
Beschäftigungspflicht nicht in vollem Umfang nachkommen kann und in Folge dessen 
unter anderem Annahmeverzugsansprüche entstehen können.

• BAG, Urteil vom 13. 11. 2007 - 9 AZR 36/07 
• Aber ggf. Ringtausch zu versuchen

• BAG, Urt. v. 13. 11. 2012 – 9 AZR 259/11
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Ablehnungsgrund Betriebsvereinbarung über ArbZeit

• Mitbestimmungsrechte nach § 87 I Nr. 2 BetrVG lassen die Rechte des 
einzelnen Arbeitnehmers aus § 8 TzBfG unberührt. 

• In Betriebsvereinbarungen geregelte Arbeitszeitmodelle können 
vom Arbeitgeber als entgegenstehende betriebliche Gründe i.S. von 
§ 8 IV 1 TzBfG eingewandt werden. 

• Voraussetzung dafür ist, dass sie dem Arbeitszeitwunsch des 
Arbeitnehmers entgegenstehen und der Arbeitgeber keinen Anlass 
hat, vom Betriebsrat eine Änderung der Betriebsvereinbarung zu 
verlangen.

• BAG, Urteil vom 18. 2. 2003 - 9 AZR 164/02 
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Ablehnungsgründe § 8 Abs. 4 S. 2 Beispiele
Kosten

„Kosten” = finanzieller Aufwand, der mit der Arbeitsplatzteilung verbunden ist. 
• „unverhältnismäßig”? Ins Verhältnis zu setzen sind die Kosten, die üblicherweise 

mit dem eingerichteten Arbeitsplatz verbunden sind, mit denjenigen, die bei 
einer Arbeitsplatzteilung anfallen. 

• nicht Kosten der Personalverwaltung
• Einarbeitungskosten? „unverhältnismäßig” nicht schon, weil sie sich wegen des 

geringeren Arbeitszeitvolumens über einen längeren Zeitraum erstrecke als die 
Einarbeitung einer Vollzeitkraft. 

• BAG, Urteil vom 23. 11. 2004 - 9 AZR 644/03

• Fortbildungskosten: Wenn Einsatz einer Ersatzkraft erforderlich, können durch 
deren laufende Fortbildung unverhältnismäßige zusätzliche Kosten entstehen.

• 40 % der Arbeitszeit der Ersatzkraft für Fortbildung; dagegen Vollzeit AN nur 7 %
• BAG, Urteil vom 21. 6. 2005 - 9 AZR 409/04 
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Sperrfrist nach § 8 Abs. 6

erneute Verringerung der Arbeitszeit erst nach Ablauf von zwei Jahren
• Fristbeginn, wenn 

• der AG der Verringerung der AZ zugestimmt 
• gesetzliche Fiktion eingetreten ist oder
• AG sie berechtigt abgelehnt hat. 

• Sperrfrist wird nicht in Lauf gesetzt durch
• unberechtigte Ablehnung (BAG 24.6.2008,   9 AZR 514/07) 
• unbestimmtes Teilzeitverlangen (BAG 16.10.2007, NZA 2008, 289; 

• Sperrfrist macht vorherigen Antrag unwirksam (GA/Vossen, § 8 Rn 174)

• Berechtigung der ersten Ablehnung ist inzident bei erneutem Begehren nach 
Verringerung der Arbeitszeit zu prüfen

• AG lehnt den Antrag auch dann berechtigt ab, wenn er sich zu Recht auf die 
Kleinunternehmensklausel des § 8 VII beruft - Sperrfrist greift aber nicht ein, 
wenn AG mehr als 15 AN erreicht 

• gilt auch für Anspruch auf Veränderung der Lage der Arbeitszeit wegen Annex
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Befristete Reduzierung der 
Arbeitszeit § 9a TzBfG
Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Teilzeitrechts – Einführung 
einer Brückenteilzeit in Kraft seit 1.1.2019

Christoph Tillmanns
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Brückenteilzeit § 9 a TzBfG
Unterschiede zur unbefristeten Verringerung nach § 8 TzBfG

Betrieblicher Geltungsbereich
•ab 46 AN; Sonderregelung bis 200 AN

Angabe des Zeitraumes der Verringerung
•1 bis 5 Jahre

andere Sperrfristen
•je nach Grund der Ablehnung; 

Zusätzlicher Ablehnungsgrund Zumutbarkeit
•Überforderungsschutz

Tarifdispositiv
•hinsichtlich Zeitraum

Kein Anspruch auf Verlängerung nach § 9

39

Wie funktioniert die Brückenteilzeit?

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2018; www.bmas.de

Wöchentliche 
Arbeitszeit

Jahre

0%

100%

1 2 4 53

 Neu ab 1.1.2019
Rückkehr in alte Arbeitszeit

Reguläre Arbeitszeit Reguläre Arbeitszeit

Neue Brückenteilzeit erst nach Frist 
von 12 Monaten erneut möglichBrückenteilzeit

mind. 1 Jahr, max. 5 Jahre*

* Ausnahmen von dieser Zeitregelung können in einem Tarifvertrag vereinbart werden.
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Brückenteilzeit – Anspruchsvoraussetzungen
• Arbeitsverhältnis besteht länger als 6 Monate (§ 9a Abs. 1 S. 1)
• Größe des AG: „in der Regel mehr als 45 AN“ (§ 9a Abs. 1 S. 3)

(ohne „Personen in Berufsbildung“)
• Umfang der Reduzierung beliebig
• Grund der Reduzierung: unerheblich

Antrag durch AN: 
• spätestens 3 Monate vor Beginn der Verringerung
• in Textform

Inhalt des Antrags:
• Umfang der Verringerung (Muss)
• begehrter Zeitraum (Muss) – Mindestens 1 Jahr; maximal 5 Jahre

• Abweichungen: Antrag löst keine Fiktion aus, aber Erörterung nach § 7 Abs. 2
• gewünschte Verteilung (Soll)

Einigungsversuch

41

Brückenteilzeit § 9a TzBfG 

• Neue Zumutbarkeitsgrenze § 9a Abs. 2 S. 2

• für Unternehmensgrößen (nicht Betriebsgrößen!) von 46 bis 200 AN
• pro angefangenen 15 AN  muss nur einem/einer AN der Anspruch gewährt 

werden; darüber hinausgehende Anträge können abgelehnt werden.
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Brückenteilzeit § 9a TzBfG

 Das heißt: AG kann die Brückenteilzeit ablehnen, wenn bei

• mehr als 45 bis 60 bereits mindestens 4
• mehr als 60 bis 75 bereits mindestens 5
• mehr als 75 bis 90 bereits mindestens 6
• mehr als 90 bis 105 mindestens 7

…
• mehr als 195 bis 200 mindestens 14

andere AN Brückenteilzeit in Anspruch genommen haben.

• Teilzeitler auf der Basis anderer Rechtsgrundlagen 
(z.B. ATG, BEEG oder SGB IX) zählen nicht mit.

• Maßgeblich sind die Verhältnisse bei Beginn der gewünschten Verringerung.
• Bei zeitgleichem Beginn Auswahl nach § 315 BGB billiges Ermessen

43

Brückenteilzeit § 9a – Ablehnung

Beispiel 

In einem Unternehmen mit 50 AN befinden sich bereits drei AN in „Brückenteilzeit“. Ein 
vierter AN beantragt Brückenteilzeit am 1.12.2019 zum 1.5.2020, ein fünfter  am 
1.1.2020 zum 1.4.2020. Welchen Antrag kann der AG ablehnen?

Lösung

Da nach der Gesetzesbegründung die voraussichtlichen Verhältnisse am Tag des Beginns der 
Brückenteilzeit zu berücksichtigen sind, kann der AG nach der Zumut-barkeitsregelung nur den 
Antrag des vierten AN ablehnen, nicht des fünften, denn zum Zeitpunkt des Beginns von dessen 
Brückenteilzeit befinden sich erst drei AN in Brückenteilzeit.
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Brückenteilzeit § 9a 

Entscheidung des AG (bei fehlgeschlagener Einigung): 

• spätestens 1 Monat (Zugang!) vor gewünschtem Beginn der 
Verringerung

• schriftlich (!)

• kein Begründungszwang!

Folge der Fristversäumung oder Formfehler:
• gewünschte Verringerung, Verteilung und Befristung treten in Kraft!!

!

45

Brückenteilzeit § 9a - Sperrfristen
§ 9a (5) Ein Arbeitnehmer, der nach einer zeitlich begrenzten Verringerung der Arbeitszeit nach Absatz 
1 zu seiner ursprünglichen vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zurückgekehrt ist, kann eine erneute 
Verringerung der Arbeitszeit nach diesem Gesetz frühestens ein Jahr nach der Rückkehr zur 
ursprünglichen Arbeitszeit verlangen.

Für einen erneuten Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit nach berechtigter Ablehnung auf Grund 
entgegenstehender betrieblicher Gründe nach Absatz 2 Satz 1 gilt § 8 Absatz 6 entsprechend. 

Nach berechtigter Ablehnung auf Grund der Zumutbarkeitsregelung kann der Arbeitnehmer 
frühestens nach Ablauf von einem Jahr nach der Ablehnung erneut eine Verringerung der Arbeitszeit 
verlangen. 

§ 8 (6) Der Arbeitnehmer kann eine erneute Verringerung der Arbeitszeit frühestens nach Ablauf von 
zwei Jahren verlangen, nachdem der Arbeitgeber einer Verringerung zugestimmt oder sie berechtigt 
abgelehnt hat. 

46



21.05.2019

Arnold /Tillmanns Teilzeitrecht 2019 24

Brückenteilzeit § 9a - Sperrfristen

Ende der 
Brückenteilzeit      
§ 9a Abs. 5 S. 1 

erneute 
Brückenteilzeit 

nach 1 Jahr

dauerhafte 
Teilzeit nach 1 

Jahr

Ablehnung aus 
betrieblichem 

Grund § 8 Abs. 4, 6

erneute 
Brückenteilzeit 
nach 2 Jahren

dauerhafte 
Teilzeit nach 2 

Jahren? *

Ablehnung wegen 
Unzumutbarkeit  §

9a Abs. 2

erneute 
Brückenteilzeit 

nach 1 Jahr

dauerhafte 
Teilzeit ?*

*Preis/Schwarz NJW 2018, S. 3673: keine Sperrwirkung für Antrag auf dauerhafte Verringerung

47

Brückenteilzeit § 9a - Sperrfristen

• Fall: AN hat Brückenteilzeit für 1 Jahr beantragt. 
• AG hat zugestimmt. Nach Ablauf 1 Jahr Sperrfrist § 9a Abs. 5 S. 1 für 

befristete oder unbefristete erneute Verringerung nach diesem Gesetz
• Sperrfrist maßgeblich für Antragstellung oder Beginn der neuen Teilzeit?

• AG hat aus betrieblichen Gründen abgelehnt. Sperrfrist 2 Jahre
• gilt nur für Brückenteilzeit oder auch unbefristete Teilzeit?

• AG hat wegen Zumutbarkeitsgrenze abgelehnt. Sperrfrist 1 Jahr
• gilt nur für Brückenteilzeit oder auch unbefristete Teilzeit?
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Brückenteilzeit § 9a
Sonstige Voraussetzungen

• AG kann befristete Teilzeit ablehnen, wenn diese 1 Jahr unter- oder 5 Jahre 
überschreitet

• Rahmen ist „auch zuungunsten des AN“ tarifdispositiv. 
• Kein Anspruch auf Verlängerung oder Verkürzung der Arbeitszeit oder 

vorzeitige Rückkehr zur früheren Arbeitszeit während der befristeten Teilzeit nach 
dem TzBfG(§ 9a Abs. 4)  – Aber kein Ausschluss anderer Verringerungsansprüche

• Kein Anspruch auf Beschäftigung auf demselben Arbeitsplatz 
– d.h. Zuweisung einer anderen Arbeit durch Direktionsrecht möglich.

49

Erfüllungsaufwand
• Aus der Gesetzesbegründung:

• „Die Antragstellung in Textform wird mit einem jeweiligen 
Zeitaufwand 
von 18 Minuten beziffert. 

• 5 Minuten werden geschätzt benötigt, sich mit der Regelung 
vertraut 
zu machen und 13 Minuten, um das Schriftstück zu erstellen. 

• Dies ergibt insgesamt einen zeitlichen Erfüllungsaufwand von 
46.500 Stunden.“
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Sonstige Änderungen 
im Teilzeitrecht ab 1.1.2019

Eröterungspflicht
Anspruch auf Erhöhung der 

Arbeitszeit
Arbeit auf Abruf

Christoph Tillmanns
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Teilzeitrecht – allgemeine Erörterungspflicht
unter Beiziehung des BR, § 7 Abs. 2, 4 TzBfG

• Der AG muss mit dem AN dessen Wunsch nach Veränderung von Dauer oder Lage 
oder von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit erörtern.

• Das gilt unabhängig vom Umfang der Arbeitszeit. 
• Der AN kann ein Mitglied der AN-Vertretung zur Unterstützung oder Vermittlung 

hinzuziehen.
• Der AG hat den Betriebsrat über Veränderungswünsche zu informieren
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Verlängerung der Arbeitszeit § 9 TzBfG
§ 9 Verlängerung der Arbeitszeit

Der Arbeitgeber hat einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, der ihm in Textform den Wunsch nach einer 
Verlängerung seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat, bei der Besetzung eines Arbeitsplatzes 
bevorzugt zu berücksichtigen, es sei denn, dass 

1.es sich dabei nicht um einen entsprechenden freien Arbeitsplatz handelt oder

2.der teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer nicht mindestens gleich geeignet ist wie ein anderer vom Arbeitgeber 
bevorzugter Bewerber oder

3.Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer oder

4.dringende betriebliche Gründe entgegenstehen.

Ein freier zu besetzender Arbeitsplatz liegt vor, wenn der Arbeitgeber die Organisationsentscheidung getroffen 
hat, diesen zu schaffen oder einen unbesetzten Arbeitsplatz neu zu besetzen.

Verlängerung der Arbeitszeit § 9 TzBfG
• Inhalt Anspruch des Arbeitnehmers auf Abschluss einer dauerhaft geänderten Arbeitszeitregelung
• AN in Teilzeit (§ 2); keine Unternehmensgröße; keine Wartezeit
• Voraussetzung: Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz mit der vom Arbeitnehmer gewünschten 

längeren Arbeitszeit zu besetzen 
• Es liegt grundsätzlich im Organisationsermessen des Arbeitgebers, welche Arbeitsplätze er mit 

welchem Arbeitszeitkontingent einrichtet und besetzt. 
• Ermessen ist im Hinblick auf § 9 TzBfG eingeschränkt: Die Einrichtung von Arbeitsplätzen, auf denen 

Arbeitnehmer ausschließlich Teilzeitarbeit leisten sollen, muss arbeitsplatzbezogen veranlasst sein.
• Ein angezeigter Verlängerungswunsch verpflichtet den Arbeitgeber nicht schon dazu, dem 

Arbeitnehmer bei der Besetzung eines freien Arbeitsplatzes einen Vertragsantrag i.S. von § 145 BGB 
auf Abschluss eines Arbeitsvertrags mit erhöhter Arbeitszeit zu unterbreiten. Er hat den 
Arbeitnehmer (nur) über den freien Arbeitsplatz zu informieren. Der AN muss dann ein hierauf 
bezogenes Vertragsangebot an den Arbeitgeber zu richten. Der Arbeitgeber kann dessen Zugang 
abwarten.

• BAG, Urteil vom 15. 8. 2006 - 9 AZR 8/06 



21.05.2019

Arnold /Tillmanns Teilzeitrecht 2019 28

Änderung des § 9 TzBfG – „entsprechender freier 
Arbeitsplatz“

freier Arbeitsplatz

Wenn AG die Organisations-
entscheidung getroffen hat, diesen 
zu schaffen oder einen unbesetzten 
Arbeitsplatz neu zu besetzen freie 
Entscheidung der Wiederbesetzung

Stellenzuschnitt ist Organisations-
entscheidung des Arbeitgebers. 
 Festlegung der Lage für die 
Erbringung der Arbeitsleistung 

Keine Pflicht des AG, einen besetz-
baren Arbeitsplatz für den Teilzeit-
beschäftigten zu schaffen oder 
Arbeitsplätze zusammenzulegen

„entsprechender“ 
Arbeitsplatz:

Es ist die gleiche oder eine 
zumindest vergleichbare 
Tätigkeit auszuüben, wie 
sie die oder der Teilzeit-
beschäftigte schuldet. 

Bei mehreren gleich 
geeigneten Teilzeitbe-
schäftigten kann der Arbeit-
geber unter diesen frei aus-
wählen; Entscheidung nach 
billigem Ermessen zu treffen. 
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Arbeit auf Abruf 2019 – Die Neuregelungen
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Die Neuregelung z. 1.1.2019 - § 12 Arbeit auf Abruf
(1) 1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung 

entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit auf Abruf). 2Die Vereinbarung muss eine bestimmte Dauer 
der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit festlegen. 3Wenn die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
festgelegt ist, gilt eine Arbeitszeit von 20 Stunden als vereinbart. 4Wenn die Dauer der täglichen Arbeitszeit nicht 
festgelegt ist, hat der Arbeitgeber die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers jeweils für mindestens drei aufeinander 
folgende Stunden in Anspruch zu nehmen.
(2)1Ist für die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf 

der Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit zusätzlich abrufen. 2Ist für die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 2 eine Höchstarbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber nur bis zu 
20 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit weniger abrufen.
(3 )Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner Arbeitszeit 

jeweils mindestens vier Tage im Voraus mitteilt.
(4) 1Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist die maßgebende regelmäßige Arbeitszeit im 

Sinne von $ 4 Abs. 1 Entgeltfortzahlungsgesetzes die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei Monate vor 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit (Referenzzeitraum). 2Hat das Arbeitsverhältnis bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit 
keine drei Monate bestanden, ist der Berechnung des Entgeltfortzahlungsanspruchs die durchschnittliche 
Arbeitszeit dieses kürzeren Zeitraums zugrunde zu legen. 3Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter 
Arbeitsversäumnis, Arbeitsausfällen und Urlaub im Referenzzeitraum bleiben außer Betracht. 4Für den 
Arbeitnehmer günstigere Regelungen zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden 
Anwendung.
(5) Für die Berechnung der Entgeltzahlung an Feiertagen nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes gilt 

Absatz 4 entsprechend.
(6) ) 1Durch Tarifvertrag kann von den Absätzen 1 und 3 auch zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden, 

wenn der Tarifvertrag Regelungen über die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit und die Vorankündigungsfrist 
vorsieht. 2Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen über die Arbeit auf Abruf vereinbaren.
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BAG vom 7.12.2005, 5 AZR 535/04

Zum Sachverhalt:
• Formulararbeitsvertrag
• Wöchentliche Mindestarbeitszeit von 30 Stunden
• Einseitige Befugnis durch Arbeitgeber auf Erhöhung auf 40 Stunden mit 

einwöchiger Ankündigungsfrist.
• Kläger hat in der Vergangenheit durchschnittlich 35 Stunden gearbeitet
• Nach Versetzung wird Kläger zukünftig mit 30 Stunden beschäftigt
• Kläger klagt auf Feststellung einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden

• Nach bisherigem Verständnis einer unzulässigen Bandbreitenregelung
LAG Düsseldorf: zukünftig 35 Stunden, beide Revision
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BAG vom 7.12.2005, 5 AZR 535/04

• 1. § 12 Abs. 1 S. 2 TzBfG erfordert die Festlegung einer Mindestdauer der 
wöchentlichen und der täglichen Arbeitszeit. Die Arbeitsvertragsparteien 
können wirksam vereinbaren, dass der Arbeitnehmer über die 
vertragliche Mindestarbeitszeit hinaus Arbeit auf Abruf leisten muss.

• 2. Die bei einer Vereinbarung von Arbeit auf Abruf einseitig vom 
Arbeitgeber abrufbare Arbeit des Arbeitnehmers darf nicht mehr als 25% 
der vereinbarten wöchentlichen Mindestarbeitszeit betragen.

• BAG, Urteil vom 7. 12. 2005 - 5 AZR 535/04
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BAG vom 24.9.2014, 5 AZR 1024/12
• Die Regel, wonach bei Fehlen einer Teilzeitvereinbarung im Zweifel ein 

Vollzeitarbeitsverhältnis begründet werde, greift nicht schon dann ein, wenn es an einer 
ausdrücklichen Vereinbarung über ein Teilzeitarbeitsverhältnis fehlt. Die Anwendung dieser 
Regel setzt vielmehr voraus, dass sich auch durch Auslegung eine Teilzeitvereinbarung nicht 
ermitteln lässt.

• Haben die Arbeitsvertragsparteien eine bestimmte Dauer der wöchentlichen und täglichen 
Arbeitszeit nicht festgelegt, berührt das nicht die Wirksamkeit der vereinbarten Arbeit auf 
Abruf. Es gelten die zum Schutz des Arbeitnehmers gesetzlich fingierten Arbeitszeiten 

• Der Arbeitgeber kommt nicht in Annahmeverzug, wenn er den Arbeitnehmer mindestens in 
dem in § 12 Abs.1 S. 3 und 4 TzBfG bestimmten Umfang zur Arbeitsleistung heranzieht.

• In der Vergangenheit hatte der AN in den letzten elf Monaten zwischen 163 und 90 Stunden 
monatlich gearbeitet (Durchschnitt 98 Stunden )
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Was ist Arbeit auf Abruf? - sachlich
Schutz der Arbeitnehmer bei längerem Bezugszeitraum
• Transparenzgebot:

Vereinbarung muss dem Transparenzgebot des § 307 I 2 BGB gerecht werden
Muss klar und inhaltlich richtig darüber informiert sein, unter welchen Voraussetzungen ( z.b.
Ankündigungsfrist, Umfang der Änderungen)
Eine Regelung, die Durchschnittsarbeitszeit bestimmt, ohne Zeitraum für Ermittlung 
festzulegen ist intransparent (BAG 21.6.2011, 9 AZR 238/10)

• Angemessenheitskontrolle:
• Länge des Zugszeitraums ( Woche, Monat…, Jahr) 
• Umfang des Deputats
• Beschränkungen bei Lage – ( z.B. nur Vormittags oder bestimmte Wochentage …)

Je geringer die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit ist, umso belastender ist langer
Verteilungszeitraum ( Schüren, Münchner Handbuch zum Arbeitsrecht 2018, Bd. 1 § 45 Rz. 
16a)
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Die Neuregelungen:  20 Stunden wöchentlich
• Ist die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht festgelegt, gilt eine 

Arbeitszeit von 10 20 Stunden als vereinbart. 
Ziel: Bekämpfung von sogenannten „Null-Stunden-Verträgen“

• Wird gegen Pflicht zur Festlegung einer wöchentlichen Arbeitszeit verstoßen, 
berührt dies nicht Wirksamkeit der vereinbarten Arbeit auf Abruf (BAG 24.9.14, 
5 AZR 1024/12 – S. 3 ist Auffangtatbestand)

• Risiko Annahmeverzug?  Anwendbarkeit von § 296 S. 1 BGB
(BAG, Urt. v. 26. 1. 2011 − 5 AZR 819/09; s. aber BAG, Urt. v. 25.2.2015 – 1 AZR 642/13)

• Für Arbeitgeber nur teilweise begrenzbar über 
wirksame Ausschlussfrist ( Mindestlohn)

• Keine Übergangsregelung für Verträge vor dem 1.1.2019
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Entgelt- und Feiertagsfortzahlung Abs. 4 TzBfG

• Ziel: 
Rechte der Arbeitnehmer im Falle der Arbeitsunfähigkeit zu sichern

• Vergangenheitsbezogenes Referenzprinzip statt Lohnausfallprinzip 
+Günstigkeitsprinzip

• Inhalt: Anspruchsgrundlage oder Berechnungsgrundlage?
• Gesetzesbegründung: soll Lohnausfallprinzip nach § 4 Abs. 1 EFZG ersetzen
• Bei Feiertagsfortzahlung verweist Gesetzesbegründung auf BAG v. 24.10.2001, 5 

AZR 245/00 - Feiertag muss Ursache für Arbeitsausfall sein
• Regelung zu EFZG differenziert nicht hinreichend zwischen AU nach Abruf 

und vor Abruf 
• Berechnung mach Schwierigkeiten bei längerem Bezugszeit
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Entgelt- und Feiertagsfortzahlung Abs. 4 TzBfG
Im Arbeitsvertrag ist ein Arbeitszeitvolumen von 170 Stunden in einem Bezugszeitraum von 2 Monaten 
vereinbart.

• Fall 1: Es kommt bereits im 1. Monat zum Abruf von 150 Stunden. Anschließend wird der 
Arbeitnehmer im 2. Monat arbeitsunfähig krank.

• Fall 2: Im 1. Monat erfolgt ein Arbeitsabruf nur für 20 Stunden. Anschließend erkrankt der 
Arbeitnehmer.

Bewertung
• Eine vergangenheitsbezogene Durchschnittsberechnung würde den Monat mit 85 Stunden 

berücksichtigen. Im Fall 1 würde das Arbeitszeitvolumen überschritten  ( insgesamt 235 Std. )und im 
Fall 2 nicht erreicht – hier günstigere Regelung nach § 12 IV S. 4 TzBfG: Entgeltfortzahlung = insgesamt 
170 Std. 

Eigene Lösung
Eine Durchschnittsberechnung muss daher m. E. wegen der Feststellung der Kausalität weiterhin 
zukunftsbezogen auf die bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit im Bezugszeitraum noch zu erbringende 
Arbeitsleistung abstellen
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